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§ 35 Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung ist das Hauptorgan des Regionalverbands. Sie entscheidet über alle 
Angelegenheiten des Regionalverbands, soweit nicht der Verbandsvorsitzende kraft Gesetzes 
zuständig ist. Die Verbandsversammlung kann sich vom Verbandsvorsitzenden über alle 
Angelegenheiten des Regionalverbands unterrichten lassen. 
 
(2) Die Mitglieder der Verbandsversammlung werden von den Kreisräten und den Landräten der 
Landkreise sowie von den Gemeinderäten und den Oberbürgermeistern der Stadtkreise nach jeder 
regelmäßigen Wahl der Kreisräte und Gemeinderäte gewählt; gewählt wird innerhalb von drei Monaten 
ab Beginn der Amtszeit der Kreisräte und Gemeinderäte. Die Amtszeit beginnt für alle Mitglieder mit 
dem ersten Tag des Monats, der auf den Zeitraum folgt, in dem die Wahl der Mitglieder durchzuführen 
ist. § 30 Absatz 2 Sätze 1, 3 und 4 der Gemeindeordnung gilt entsprechend. 
 
(3) Die Zahl der Mitglieder der Verbandsversammlung beträgt mindestens 40, in Regionalverbänden mit 
mehr als 400000 Einwohnern in der Region erhöht sich diese Zahl für je weitere angefangene 30000 
Einwohner um zwei, höchstens jedoch auf 80, in Regionalverbänden mit mehr als 2 Millionen 
Einwohnern in der Region auf 100. Zur Feststellung der in den einzelnen Landkreisen und Stadtkreisen 
zu wählenden Mitgliedern werden die Einwohnerzahlen der Landkreise und Stadtkreise der Reihe nach 
durch eins, zwei, drei, vier usw. geteilt; von den dabei gefundenen, der Größe nach zu ordnenden 
Zahlen werden so viele Höchstzahlen ausgesondert, wie Mitglieder der Verbandsversammlung zu 
wählen sind. Die Zahl der danach insgesamt und in den einzelnen Landkreisen und Stadtkreisen zu 
wählenden Mitglieder wird jeweils rechtzeitig vor der Wahl vom Verbandsvorsitzenden festgestellt und 
öffentlich bekannt gemacht. Änderungen der maßgeblichen Einwohnerzahl sind erst bei der nächsten 
regelmäßigen Wahl zu berücksichtigen. 
 
(4) § 31 Abs. 1 der Gemeindeordnung gilt entsprechend. Tritt ein Gewählter nicht in die 
Verbandsversammlung ein, scheidet er im Laufe der Amtszeit aus oder wird festgestellt, dass er nicht 
wählbar war, rückt der Bewerber nach, der bei der Feststellung des Wahlergebnisses als nächster 
Ersatzmann festgestellt worden ist. 
 
(5) Wählbar in die Verbandsversammlung ist jeder, der am Wahltag in den Landtag wählbar ist, seit 
mindestens drei Monaten in der Region wohnt und dort seine Wohnung, bei mehreren Wohnungen 
seine Hauptwohnung, hat. Landräte von Landkreisen in der Region sowie Bürgermeister und 
Beigeordnete von Gemeinden in der Region sind auch dann wählbar, wenn sie nicht in der Region 
wohnen. 
 
(6) Mitglieder der Verbandsversammlung können nicht sein 
1. Beamte und Arbeitnehmer des Regionalverbands, 
2. Beamte und Arbeitnehmer der Rechtsaufsichtsbehörde und der obersten Rechtsaufsichtsbehörde, 
die unmittelbar mit der Ausübung der Rechtsaufsicht befasst sind, sowie leitende Beamte und leitende 
Arbeitnehmer der Gemeindeprüfungsanstalt. 
 
Satz 1 findet keine Anwendung auf Arbeitnehmer, die überwiegend körperliche Arbeit verrichten. 
 
(7) Die Mitglieder der Verbandsversammlung sind ehrenamtlich tätig. Für ihre Rechtsverhältnisse gelten 
die für Gemeinderäte maßgebenden Vorschriften entsprechend. § 18 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 Nr. 1 und 
4 der Gemeindeordnung findet keine Anwendung, wenn die Entscheidung eine Angelegenheit nach § 9 
Abs. 3, § 12, § 14 Abs. 3, § 19 Abs. 4 oder § 43 Abs. 2 betrifft. 
 
(8) Vorsitzender der Verbandsversammlung ist der Verbandsvorsitzende. Die Verbandsversammlung 
wählt aus ihrer Mitte für die Dauer ihrer Amtszeit als Mitglieder der Verbandsversammlung einen oder 
mehrere stellvertretende Vorsitzende, die den Verbandsvorsitzenden als Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung im Verhinderungsfall vertreten. Die Reihenfolge der Vertretung bestimmt die 
Verbandsversammlung. 
 
(9) Hat der Regionalverband einen Verbandsdirektor, nimmt dieser an den Sitzungen der 
Verbandsversammlung mit beratender Stimme teil. 
 
(10) Die Verbandsversammlung wird vom Vorsitzenden einberufen. § 29 der Landkreisordnung gilt 
entsprechend. Im Übrigen gelten für die Verhandlungen der Verbandsversammlung die §§ 35 bis 38 der 
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Gemeindeordnung entsprechend. § 41b der Gemeindeordnung findet für öffentliche Sitzungen der 
Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse entsprechende Anwendung. 
 
 

§ 36 Wahl der Mitglieder der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung werden in den Landkreisen und in den Stadtkreisen auf 
Grund von Wahlvorschlägen der Wahlberechtigten nach den Grundsätzen der Verhältniswahl unter 
Bindung an die Wahlvorschläge gewählt. Jeder Wahlberechtigte kann einen Wahlvorschlag einreichen. 
Die Wahlvorschläge können bis doppelt so viele Namen enthalten, wie Mitglieder zu wählen sind. In den 
Wahlvorschlägen soll die räumliche Gliederung des Landkreises angemessen berücksichtigt werden. 
Mit dem Wahlvorschlag ist eine unterschriftliche Erklärung jedes Bewerbers einzureichen, dass er der 
Aufnahme in den Wahlvorschlag zugestimmt hat. Ein Bewerber darf sich nicht in mehrere 
Wahlvorschläge aufnehmen lassen. Für die Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge gelten bei 
Verhältniswahl die Bestimmungen für die Wahl des Gemeinderats entsprechend. Wird nur ein gültiger 
oder kein Wahlvorschlag eingereicht, findet Mehrheitswahl ohne Bindung an die vorgeschlagenen 
Bewerber statt. 
 
(2) Bei Verhältniswahl hat jeder Wahlberechtigte eine Stimme, bei Mehrheitswahl so viele Stimmen, wie 
Mitglieder zu wählen sind. Wahlberechtigte Bewerber sind von der Teilnahme an der Wahl nicht 
ausgeschlossen. Für die Verteilung der Sitze auf die einzelnen Bewerber eines jeden Wahlvorschlags 
ist die Reihenfolge der Benennung im Wahlvorschlag maßgebend; die nichtgewählten Bewerber sind in 
der Reihenfolge der Benennung Ersatzleute für die Mitglieder ihres Wahlvorschlags. Bei Mehrheitswahl 
sind die Bewerber mit den höchsten Stimmenzahlen in der Reihenfolge dieser Zahlen gewählt; die 
nichtgewählten Bewerber sind in der Reihenfolge der von ihnen erreichten Stimmenzahl Ersatzleute. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
 
(3) Über die Zulassung der Wahlvorschläge entscheidet in den Landkreisen der Kreistag, in den 
Stadtkreisen der Gemeinderat; sie stellen auch das Wahlergebnis fest. 
 


